
Werktätigen wird die sozialistische Bewußtseinsbildung 
gefördert und das Vertrauensverhältnis zwischen den 
Bürgern und der sozialistischen Staatsmacht noch enger 
gestaltet. Diese Tätigkeit ist ein wichtiger Beitrag zur 
Verwirklichung des in unserem Staat real garantierten 
Rechts auf Arbeit und gegen Bürokratismus und Herz­
losigkeit gerichtet, die sich als Hemmnis bei der Ent­
faltung der schöpferischen Initiative der Werktätigen 
auswirken.
Ebenso sind die Möglichkeiten der Erziehung und 
Selbsterziehung im Kollektiv zur Festigung der sozia­
listischen Arbeitsdisziplin viel stärker änzuwenden.
Die Erfahrung zeigt, daß verschiedene Betriebsleiter die 
fristlose Entlassung ungerechtfertigt aussprechen. Sie 
entziehen sich damit nicht nur der komplizierten Er­
ziehungsarbeit, sondern überlassen es anderen Betriebs­
kollektiven, unter viel ungünstigeren Bedingungen 
solche Werktätigen wieder auf den richtigen Weg zu 
bringen.

II
Die richtige Entscheidung von Arbeitsrechtäsachen 
durch die Gerichte auf der Grundlage des Gesetzbuches 
der Arbeit ist ein wichtiger Beitrag zur Entwicklung 
und Gestaltung wahrhaft sozialistischer Verhältnisse in 
den Betrieben. Sie dient der Erfüllung der Volkswirt­
schaftspläne, der Organisierung und Leitung der gesell­
schaftlichen Arbeit ..und der Entfaltung der sozialisti­
schen Persönlichkeit der Werktätigen. Mit der Arbeits­
rechtsprechung sind die Ursachen und Bedingungen für 
die Entstehung von Konflikten auf. dem Gebiet der 
wichtigsten Rechtsverhältnisse in der sozialistischen 
Gesellschaft, der gesellschaftlichen Arbeitsverhältnisse, 
aufzudecken und Maßnahmen zu ihrer Beseitigung 
sowie zur Verhütung künftiger Konflikte durch die 
Kraft der gesamten Gesellschaft einzuleiten. Dabei ist 
Einfluß auf die sozialistische Gestaltung aller Arbeits­
verhältnisse zu nehmen. Jede Entscheidung muß auf 
einer gründlichen Analyse beruhen, die durch die Ein­
beziehung gesellschaftlicher Kräfte zu einem richtigen 
Ergebnis führt.
Vor den Kreis- und Bezirksgerichten steht die Aufgabe, 
die Arbeitsrechtsprechung organisch in ihre Tätigkeit 
einzufügen und sich mit dem neuen Aufgabengebiet 
vertraut zu machen. Der jetzt vollzogene Schritt in der 
Entwicklung der Arbeitsrechtsprechung muß sich sehr 
schnell in einer höheren Qualität der Entscheidung von 
Arbeitsrechtssachen widerspiegeln. Die Direktoren der 
Kreis- und Bezirksgerichte haben dafür zu sorgen, daß 
die Kenntnisse und Erfahrungen ihrer Richter den 
Richtern und Mitarbeitern der früheren Kreis- und 
Bezirksarbeitsgerichte vermittelt werden. Ebenso sollen 
die Erfahrungen der Arbeitsrechtsprechung in die 
Tätigkeit der Kreis- und Bezirksgerichte einfließen. Die 
Summe der gemeinsamen Erfahrungen muß schnell in 
einer komplexen Arbeitsweise sichtbar werdefi, um die 
vielfältigen Wechselbeziehungen des gesellschaftlichen 
Lebens für die Erhöhung der Wirksamkeit der Recht­
sprechung zu nutzen. Neue Formen und erfolgreiche 
Methoden in der Arbeit sind stärker zu popularisieren, 
damit sie schnell zum Allgemeingut aller Richter 
werden.
Den Direktoren der Bezirksgerichte wird empfohlen, in 
den Plenartagungen und Sitzungen der Präsidien wich­
tige arbeitsrechtliche Fragen zu behandeln. Die Kreis- 
und Bezirksgerichte haben dazu die in ihrem Bereich 
auftretenden Hauptgruppen von Arbeitss.treitigkeiten 
auf ihre Ursachen und die dabei sichtbar werdenden 
Fehler in der Gestaltung der betrieblichen Verhältnisse 
auf der Grundlage des Gesetzbuches der Arbeit und 
der „Richtlinie für das neue ökonomische System der 

•Planung und Leitung der Volkswirtschaft“ hin zu 
untersuchen. Die Ergebnisse der Analyse bilden die

Grundlage für die zielstrebige Arbeit nach Schwer­
punkten. Sie haben dabei, wie überhaupt in ihrer 
Tätigkeit, mit den leitenden Organen der Industrie, den 
WB, den Bezirkswirtschaftsräten, den Landwirt­
schaftsräten, den Leitungen des Verkehrswesens, des 
Handels usw. eng zusammenzuarbeiten.
Die bisherigen guten Erfahrungen in der Zusammen­
arbeit mit den Gewerkschaften sind von den Kreis- und 
Bezirksgerichten auszuwerten und weiterzuführen. Das 
Neue der gewerkschaftlichen Mitwirkung in arbeits­
rechtlichen Verfahren — darauf sollen die Gerichte 
orientieren — besteht in der vollen Wahrnehmung der 
Rechte aus § 3 Abs. 3 AGO, im arbeitsgerichtlichen Ver­
fahren Gutachten zu erstatten, Empfehlungen zur Sach­
aufklärung zu geben, Beweisanträge zu stellen sowie 
die Beibringung von Unterlägen und den Ausspruch 
einer Gerichtskritik zu beantragen.
Die Vorstände des FDGB sind bei der Anleitung der 
Konfliktkommissionen weiter zu unterstützen. Bei den 
Beschlüssen der Konfliktkommissionen, die abgeändert 
oder aufgehoben werden müssen, sind die Ursachen zu 
analysieren und den Gewerkschaften zu übermitteln, 
damit die Mängel durch eine qualifizierte und ziel­
gerichtete Schulung überwunden werden. Die Unter­
stützung der Anleitung der Konfliktkommissionen muß 
sich in der Qualität der Beschlüsse der Konfliktkom­
missionen widerspiegeln.
Das Mittel der Gerichtskritik ist zur Überwindung von 
Gesetzesverletzungen, fehlerhafter Leitungstätigkeit, 
bürokratischer und herzloser Arbeitsweise stärker an­
zuwenden. Auch die Gewerkschaften sind für die Be­
seitigung der kritisierten Zustände und die Organisie­
rung der Kontrolle zu gewinnen.
Vor allem die Kreisgerichte haben im Interesse einer 
hohen gesellschaftlichen Wirksamkeit der Entschei­
dung von Arbeitsrechtssachen die Möglichkeiten zu 
nutzen, die bei der Behandlung dazu geeigneter Arbeits­
streitigkeiten im Betrieb bestehen. Es reicht nicht aus, 
nur die Zahl der Verhandlungen im Betrieb zu er­
höhen. Entscheidend ist die Erhöhung ihrer Qualität. 
Der gründlichen Vorbereitung der Gerichtsverhandlung 
im Betrieb ist größte Aufmerksamkeit zu schenken, 
weil davon der Erfolg abhängt. Der Kreis von Werk­
tätigen, für den die Verhandlung und Entscheidung von 
Interesse und besonderer Bedeutung ist, ist sowohl zur 
Teilnahme an der Verhandlung als auch zur aktiven 
Mitwirkung bei der Klärung der Probleme zu be­
fähigen, und der zur Entscheidung stehende Konflikt 
ist einer richtigen Lösung zuzuführen. Um noch mehr 
Werktätigen die Möglichkeit für eine Teilnahme und 
aktive" Mitwirkung an den Verhandlungen zu geben, 
sollen die Verhandlungen außerhalb der Arbeitszeit 
stattfinden.
Eine gute * Zusammenarbeit mit dem Leiter des Be­
triebes und den im Betrieb tätigen gesellschaftlichen 
Organisationen ist in jedem Falle herbeizuführen. Auch 
dabei verfügen die Arbeitsrichter in verschiedenen Be­
zirken bereits über gute Erfahrungen, die zu verallge­
meinern sind. So wird es gelingen, die Werktätigen zur 
Mitwirkung an der Entscheidung von Arbeitsrechts­
sachen anzuregen und zu befähigen.
Damit Arbeitsrechtssachen von hoher politischer, wirt­
schaftlicher und rechtlicher Bedeutung beispielhaft für 
die Tätigkeit der Gerichte im Bezirk vorbereitet, ver­
handelt, entschieden und ausgewertet werden, haben 
die Direktoren der Bezirksgerichte geeignete Fälle gern. 
§28 GVG heranzuziehen und vor den Senaten für 
Arbeitsrechtssachen in erster Instanz zur Entscheidung 
zu bringen. Dazu müssen sie allerdings sichern, daß 
ihnen die Kreisgerichte nicht nur regelmäßig eine Über­
sicht über die bedeutsamen Strafsachen, sondern auch 
über Arbeitsrechtssachen geben. Die Vorsitzenden der
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